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COM(2016) 197 final 

Drucksache: 172/16 

In der Mitteilung legt die Kommission ihre Vorstellungen für die Entwicklung eines 
robusten, effektiven und nachhaltigen Systems zur Migrationssteuerung dar. 

Das Ziel soll die Abkehr von einem System sein, das aufgrund seiner Konzeption 
oder mangelhaften Implementierung bestimmten Mitgliedstaaten unverhältnismäßig 
viel Verantwortung aufbürdet und den unkontrollierten Zustrom von Migrantinnen 
und Migranten, die irregulär einreisen, befördert, und die Hinwendung zu einem 
fairen System, das Drittstaatsangehörigen, die Schutz suchen oder die zur 
wirtschaftlichen Entwicklung der EU beitragen können, geordnete, sichere Wege in 
die EU bietet. 

Die Kommission hat im ersten Teil ihrer Mitteilung fünf vorrangige Bereiche 
benannt, in denen das Asylsystem der EU struktureller Verbesserungen bedarf: 

- Einführung eines tragfähigen Systems zur Bestimmung des für die Prüfung von 
Asylanträgen zuständigen Mitgliedstaates: Um das hohe künftige Aufkommen 
von Asylbewerbern und Flüchtlingen besser zu bewältigen und eine faire 
Lastenteilung zu gewährleisten, kündigt die Kommission eine Änderung der 
Dublin-Verordnung entweder durch Straffung und Ergänzung mit einem 
Lastenteilungsverfahren oder durch Umstellung auf einen dauerhaften Ver-
teilungsschlüssel an; 

- Herstellung größerer Konvergenz im EU-Asylsystem: Die Kommission beab-
sichtigt, eine weitere Harmonisierung der Asylverfahren vorzuschlagen, um 
EU-weit mehr Gleichbehandlung zu schaffen und Anreize zu beseitigen, Asyl 
vor allem in einigen wenigen Mitgliedstaaten zu suchen; die derzeitige 
Asylverfahrensrichtlinie soll in eine neue Verordnung über ein einheitliches 
gemeinsames Asylverfahren in der EU umgewandelt werden. 
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- Verhinderung von Sekundärbewegungen innerhalb der EU: Um sicherzustellen, 
dass das Dublin-Verfahren nicht durch Missbräuche und Asylshopping 
unterlaufen wird, kündigt die Kommission Maßnahmen an, um irregulären 
Sekundärbewegungen vorzubeugen oder sie zu ahnden; 

- Ein neues Mandat für eine EU-Asylagentur: Die Kommission beabsichtigt, eine 
Änderung des Mandats des Europäischen Unterstützungsbüros für Asylfragen 
vorzuschlagen, damit es an der Umsetzung der Politik mitwirken und eine 
stärkere operative Rolle einnehmen kann; 

- Stärkung des Eurodac-Systems (Europäische Datenbank zur Speicherung von 
Fingerabdrücken): Um die Anwendung der reformierten Dublin-Vorschriften zu 
flankieren, beabsichtigt die Kommission, das Eurodac-System anzupassen und 
für weitere Zwecke wie die Bekämpfung irregulärer Migration, eine bessere 
Speicherung und Weitergabe von Fingerabdrücken oder die Erleichterung von 
Rückführungen zu öffnen. 

Der zweite Teil der Mitteilung beschäftigt sich mit sicheren und legalen Migrations-
wegen nach Europa. 

Auf der Grundlage schon bestehender Initiativen kündigt die Kommission einen 
Vorschlag zur Ausgestaltung der EU-Politik im Bereich der Neuansiedlung an. 
Dieser Vorschlag soll die sichere und legale Ankunft von schutzbedürftigen 
Menschen in der EU regeln. Vorgesehen ist ein horizontaler Mechanismus, um ge-
zielte EU-Neuansiedlungsinitiativen zu starten. Dazu werden gemeinsame EU-
Regeln festgelegt: zur Aufnahme und Verteilung, zum Status neuangesiedelter 
Personen, zur finanziellen Unterstützung sowie zu Maßnahmen, die die Sekundär-
migration eindämmen sollen. 

Zudem sollte auch über andere Möglichkeiten diskutiert werden, damit Menschen, 
die internationalen Schutz brauchen, mehr Wege zur legalen Einreise in die EU 
offenstehen. Flüchtlingsspezifische Regelungen wie die Neuansiedlung oder die 
Aufnahme aus humanitären Gründen sollten dadurch ergänzt werden, dass 
bestehende Regelungen zur regulären Aufnahme für Gruppen wie Studenten, 
Wissenschaftler oder Arbeitnehmer stärker für Flüchtlinge geöffnet werden. 

Die Empfehlungen der Ausschüsse sind aus der Drucksache 172/1/16 ersichtlich. 


